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ANALYSE DER ZUR REVISION DER ER CUV ERHALTENEN BEITRÄGE 

In seinem Rundschreiben A 90-01/503.2013 vom 12. November 2013 hat das Sekretariat der 
OTIF den Bericht der 1. Sitzung der Arbeitsgruppe „Revision der ER CUV“, die am 
17. Oktober 2013 in Bern stattgefunden hat, und einen neuen Vorschlag des Generalsekretärs 
der OTIF zur Klärung der Haftung des Halters vor dem Hintergrund der verschiedenen, bei 
der Arbeitsgruppe aufgeworfenen Fragen an die Mitgliedstaaten der OTIF und die dem 
COTIF beigetretenen regionalen Organisationen verschickt. 

Nachstehend sind nun die Reaktionen aufgeführt, die die OTIF zu diesem neuen Vorschlag 
des Generalsekretärs aus Serbien, Frankreich, der Slowakei, der GD MOVE für die 
Europäische Kommission sowie von betroffenen Stakeholdern wie der Internationalen 
Privatwagen-Union (UIP), der Gemeinschaft der Europäischen Bahnen und Infrastrukturg-
esellschaften (GEB) und der Internationalen Vereinigung der Anschlussgleis-Benützer (IVA) 
erhalten hat. 

 

A - POSITIONEN DER STAATEN 

1. Position Serbiens  

Serbien schlägt eine Änderung der Artikel 7 und 9 der ER CUV vor. 

Artikel 7 
Haftung für Schäden, die durch einen Wagen verursacht werden 

Aktueller Wortlaut Vorgeschlagener Wortlaut 

§ 1 Wer den Wagen auf Grund eines 
Vertrages nach Artikel 1 zur Ver-
wendung als Beförderungsmittel zur 
Verfügung gestellt hat, haftet für die 
durch den Wagen verursachten 
Schäden, sofern ihn ein Verschulden 
trifft. 

§ 2 Die Parteien des Vertrages können 
Vereinbarungen treffen, die von § 1 
abweichen. 

 

§ 1 Der Halter auf Grund eines Ver-
trages nach Artikel 1 haftet für die 
durch den Wagen verursachten 
Schäden, sofern diese Schäden auf 
einen Mangel am Wagen zurück-
zuführen sind. 

§ 2 Er ist von dieser Haftung befreit, 
wenn er beweisen kann, dass der 
Mangel vom Eisenbahnverkehrs-
unternehmen verursacht wurde, 
welches den Wagen nutzt. 

 

 

Begründung: Die vorgeschlägene Änderung ähnelt dem Vorschlag des UIC für Artikel 7, ist 
jedoch nicht identisch. Serbien ist der Ansicht, dass „Wer den Wagen auf Grund eines 
Vertrages zur Verwendung als Beförderungsmittel zur Verfügung gestellt hat“ niemand 
anderes als der Halter sein kann. 
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Artikel 9 
Haftung für Bedienstete und andere Personen 

Vom Sekretariat vorgeschlagener  
Wortlaut 

Von Serbien vorgeschlagener Wortlaut 

§ 3 Im Anwendungsbereich der Ein-
heitlichen Rechtsvorschriften 
ATMF, gilt die für die Instandhal-
tung zuständige Stelle (ECM) als 
Person, derer sich der Halter für 
die Instandhaltung des Fahrzeugs 
bedient. 

Der Halter ist verpflichtet, im Rahmen des 
Vertrages gemäß Artikel 1 eine ECM zu 
bestimmen und hat sicherzustellen, dass 
der Informationsaustausch zwischen der 
ECM und dem Eisenbahnverkehrsunter-
nehmen den Bestimmungen der ATMF 
entspricht. 

 

§ 3 Im Anwendungsbereich der Ein-
heitlichen Rechtsvorschriften 
ATMF, gilt die für die Instandhal-
tung zuständige Stelle (ECM) als 
Stelle, derer sich der Halter für 
die Instandhaltung des Fahrzeugs 
bedient. 

Der Halter ist verpflichtet, im Rahmen des 
Vertrages gemäß Artikel 1 alle ECM zu 
bestimmen, die den in seiner Obhut befind-
lichen Wagen zugeteilt sind, und hat si-
cherzustellen, dass der Informationsaus-
tausch zwischen der ECM und dem Eisen-
bahnverkehrsunternehmen den Bestim-
mungen der ATMF entspricht. 

Der Halter ist verpflichtet, seinen Vertrags-
partner gemäß Artikel 1 über jede signifi-
kante Änderung am Status der bestimmten 
ECM zu informieren. Eine signifikante Än-
derung liegt vor, wenn die ECM gemäß Ar-
tikel 5 der ATMF-Anlage A geändert wird. 

 

 

Begründung: In der vorgeschlagenen Änderung wird das Wort „Person“ durch das 
passendere Wort „Stelle“ ersetzt. 

In Artikel 2 der CUV (Anhang D zum Übereinkommen) wird in der Begriffsbestimmung der 
ECM das Wort „Stelle“ zur Beschreibung der Funktion der ECM verwendet. 

Ein Halter kann Verträge mit einer oder mehreren ECM haben und muss sie daher alle in dem 
Vertrag gemäß Artikel 1 bestimmen. 

Er muss verpflichtet sein, seine Vertragspartner über Änderungen an der ECM zu informie-
ren, da nicht darauf gezählt werden kann, dass die ECM selbst die für die Registrierung zu-
ständige Stelle informiert, wenn das ECM-Zertifikat von der Zertifizierungsstelle aufgehoben 
oder wenn das NVR nicht korrekt aktualisiert wurde.  
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Kommentare des Sekretariates der OTIF 

Bei Artikel 7 schließt sich Serbien einem ersten Vorschlag des UIC in der Arbeitsgruppe an. 
Da die einzige Person, die den Wagen zur Verwendung als Beförderungsmittel zur Verfügung 
stellen kann, der „Halter“ ist, wird vorgeschlagen, diesen zu Beginn von Absatz 1 in Artikel 7 
zu integrieren und ihm die direkte Haftung für vom Wagen verursachte Schäden, wenn diese 
auf einen Mangel am Wagen zurückzuführen sind, aufzuerlegen.  

Wie bereits in der ersten Sitzung der Arbeitsgruppe bleibt das Sekretariat bezüglich dieses 
Vorschlags skeptisch. Im aktuellen Wortlaut handelt es sich dabei um eine nicht zwingende 
Zusatzregel, die die Parteien beschließen können, nicht anzuwenden. Das Sekretariat schließt 
sich insofern dem Vorschlag Frankreichs an, mit einer möglichen Änderung auf das Ergebnis 
der internen Arbeiten am AVV 2014 zu warten. 

In Artikel 9 der ER CUV schlägt Serbien vor, das Wort „Person“ durch das Wort „Stelle“ zu 
ersetzten. Diese Änderung hätte aus Sicht des Sekretariates den Nachteil, für die ECM eine 
Formulierung einzuführen, die von derjenigen für die Infrastrukturbetreiber (§ 2 in Artikel 9) 
abweicht. 

Serbien schlägt in § 3 einen zusätzlichen dritten Absatz vor mit den detaillierten 
Informationen betreffend am Wagen vorgenommenen signifikanten Änderungen (wie die 
Sicherheit des Wagens beeinflussende Zwischenfälle und Unfälle), die der Halter dem 
Eisenbahnunternehmen und allen an einem Verwendungsvertrag beteiligten Parteien liefern 
muss. Diese Informationen sind in den ATMF beschrieben und nach Ansicht des Sekretariates 
bereits im zweiten Absatz in § 3 des Artikels 9 abgedeckt. 

Zudem wird ein alternativer Wortlaut für den zweiten Absatz vorgeschlagen, der in die glei-
che Richtung geht wie der Vorschlag der GEB (B- 1 dieses Dokuments). Dieser Punkt sollte 
während der Sitzung der Arbeitsgruppe unter Berücksichtigung der praktischen Aspekte der 
tatsächlichen Verträge diskutiert werden. 

2. Position Frankreichs  

Kommentare Frankreichs 

Die französischen Behörden sind u.a. der Ansicht, dass die Bestimmungen der CUV mit der 
Aufteilung der Pflichten und daraus resultierenden Haftung der Wagenhalter, für die In-
standhaltung zuständigen Stellen (ECM) und Eisenbahnunternehmen aus der Verordnung 
(EU) Nr. 445/2011 vom 10. Mai 2011 und aus Artikel 15 § 2 ATMF im Einklang stehen 
müssen. Demzufolge liegt die Pflicht, für einen sicheren Betrieb des Wagen zu sorgen, bei der 
vom Wagenhalter gewählten ECM und nicht beim Eisenbahnunternehmen. 

Aus der Sicht Frankreichs hat der aktuelle Wortlaut des Artikels 7 der CUV zu mit den 
Vorschriften wenig kompatiblen Auslegungen in der Rechtsprechung geführt, wobei die 
gesamte Beweislast eines Materialmangels dem Eisenbahnunternehmen auferlegt wurde. 
Dies mindert den Nutzen der zuvor erwähnten konventionellen Bestimmungen insofern, als 
es bewirken kann, dass – Ausnahmefälle vorbehalten – das Eisenbahnunternehmen allein 
gewährleisten muss, dass der Zustand des Rollmaterials einen sicheren Betrieb erlaubt. 

Frankreich zufolge sollte in Artikel 7 Anhang D die die Haftung der Parteien auslösenden 
Umstände u.a. durch die die Begriffe „Ursache“ („cause“) und „Verschulden“ („faute“) 
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genauer präzisiert werden, um die Pflichtenverteilung der europäischen Texte besser 
widerzuspiegeln. 

Die französischen Behörden haben zur Kenntnis genommen, dass für Anfang 2014 Arbeiten 
am Allgemeinen Vertrag für die Verwendung von Güterwagen (AVV) zwischen den im AVV 
zusammengefassten Haltern und Eisenbahnverkehrsunternehmen vorgesehen sind, mit dem 
Ziel, vor Ende März 2014 die Haftungsbedingungen der einzelnen Vertragsparteien zu klären. 
Im günstigsten Falle einer Einigung des Sektors entsprechend den oben genannten 
Grundsätzen, wäre eine einfache Anpassung der CUV ausreichend, bei der nur einzelne 
Aspekte der Begriffsbestimmungen bezüglich der Akteure zu präzisieren wären, um die CUV 
mit den anderen Anhängen in Einklang zu bringen. 

Gleichermaßen befürwortet Frankreich eine Klärung und Uniformisierung des Begriffs des 
Halters in den verschiedenen Anhängen des COTIF. Seiner Ansicht nach sollten die 
verschiedenen Akteure um folgende Begriffe gruppiert werden: der Halter betreibt den 
Wagen, das Eisenbahnverkehrsunternehmen betreibt den Zug, und die für die Instandhaltung 
zuständige Stelle (ECM) agiert als Erfüllungsgehilfin des Halters. 

Vorschlag Frankreichs 

Frankreich schlägt folgende Neuformulierung der Buchstaben a), c) und d) des Artikels 2 der 
ER CUV vor: 

 

Vom Sekretariat vorgeschlagener  
Wortlaut 

Von Frankreich vorgeschlagener Wortlaut

a) „Eisenbahnverkehrsunternehmen“ 
jedes private oder öffentlich-
rechtliche Unternehmen, das zur 
Beförderung von Personen oder 
Gütern berechtigt ist und die 
Traktion sicherstellt; 

c)  „Halter“ die Person oder Stelle, 
die als Eigentümerin oder sonst 
Verfügungsberechtigte das Fahr-
zeug als Beförderungsmittel wirt-
schaftlich nutzt; 

d) „für die Instandhaltung zuständi-
ge Stelle“ (ECM) die für die In-
standhaltung eines Wagens zu-
ständige Stelle gemäß Artikel 2 
der Einheitlichen Rechtsvorschrif-
ten ATMF;  

a)  „Eisenbahnverkehrsunternehmen“ 
jedes private oder öffentlich-
rechtliche Unternehmen, das zum 
Betreiben eines Zuges zur 
Beförderung von Personen oder 
Gütern berechtigt ist und die 
Traktion sicherstellt; 

c)  „Halter“ die natürliche oder juris-
tische Person, die als Eigentüme-
rin oder sonst Verfügungsberech-
tigte das Fahrzeug als Beförde-
rungsmittel wirtschaftlich nutzt; 

d)  „für die Instandhaltung zustän-
dige Stelle“ (ECM) die für die 
Instandhaltung eines Wagens 
zuständige Stelle gemäß Artikel 2 
der Einheitlichen Rechtsvorschrif-
ten ATMF. 
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Die vom Sekretariat der OTIF für die §§ 3 und 4 des Artikels 9 vorgeschlagenen Änderungen 
können bei Berücksichtigung der aktuell laufenden Diskussionen zu den ATMF (Einheitliche 
Rechtsvorschriften für die technische Zulassung von Eisenbahnmaterial, das im 
internationalen Verkehr verwendet wird) unterstützt werden. 

Kommentare des Sekretariates der OTIF 

Frankreich macht berechtigterweise darauf aufmerksam, dass die Haftungsbedingungen in 
Artikel 7 zunächst im Rahmen der AVV-Arbeitsgruppe genauer untersucht werden müssen. 

In Bezug auf die Änderung der Begriffsbestimmungen, würde das Sekretariat eine 
Homogenisierung zumindest für die Eisenbahnverkehrsunternehmen und Halter befürworten: 
Der Vorschlag Frankreichs würde zu CUV-spezifischen Begriffsbestimmungen führen, was 
das Sekretariat nicht unterstützt. 

Betreffend Artikel 9 teilt Frankreich den Standpunkt des Sekretariates und stimmt den vorge-
schlagenen Texten augenscheinlich zu. 

3. Position der Slowakei  

Änderung des Artikels 7 CUV 

Die Slowakei schlägt folgende Änderung in den §§ 1 und 2 des Artikels 7 über die Haftung 
für Schäden, die durch einen Wagen verursacht werden, vor: 

Aktueller Wortlaut Vorgeschlagener Wortlaut 

§ 1 Wer den Wagen auf Grund eines 
Vertrages nach Artikel 1 zur Ver-
wendung als Beförderungsmittel zur 
Verfügung gestellt hat, haftet für die 
durch den Wagen verursachten 
Schäden, sofern ihn ein Verschulden 
trifft. 

§ 2 Die Parteien des Vertrages können 
Vereinbarungen treffen, die von § 1 
abweichen. 

 

§ 1 Wer den Wagen auf Grund eines 
Vertrages nach Artikel 1 zur 
Verwendung als Beförderungsmittel 
zur Verfügung gestellt hat, haftet für 
die durch den Wagen verursachten 
Schäden, sofern diese Schäden auf 
einen Mangel am Wagen 
zurückzuführen sind. 

§ 2 Er ist von dieser Haftung befreit, 
wenn er beweisen kann, dass der 
Mangel vom Eisenbahnverkehrs-
unternehmen verursacht wurde. 

Kommentare des Sekretariates der OTIF 

Aufgrund der Tatsache, dass die Slowakei sich erst am Tag vor der Arbeitsgruppensitzung 
vom 17. Oktober an die OTIF gewandt hatte, hat die Arbeitsgruppe diese Frage aus 
Zeitmangel bis zur nächsten Arbeitsgruppensitzung offen gelassen, um den Delegationen 
genügend Zeit zur Prüfung der Frage zu geben. 

Dieser Vorschlag ist demjenigen Serbiens sehr ähnlich und das Sekretariat hat daher diesel-
ben Bedenken. 
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B – POSITIONEN DER STAKEHOLDER 

 

1.  Position der GEB  

– In Bezug auf Artikel 2 c) verweist die GEB auf ihre Bemerkung zu § 3 vom 
12.9.2013. Die GEB schlägt zumindest für die französische Fassung vor, den Wort-
laut der Richtlinie 2008/57/EG zu verwenden, da im Rahmen der CUV das Eisen-
bahnverkehrsunternehmen (und nicht der Halter) den Wagen verwendet:  

„Halter“ die Person oder Stelle, die als Eigentümerin oder sonst Verfügungsberech-
tigte das Fahrzeug als Beförderungsmittel wirtschaftlich nutzt; 

– In Bezug auf Artikel 3 § 1 verweist die GEB auf ihre Bemerkung aus ihrem Doku-
ment vom 12.9.2013 (§ 2). Im Sinne größerer Klarheit schlägt die GEB vor „Wer ei-
nen Wagen auf Grund eines Vertrages nach Artikel 1 zur Verfügung stellt“ zu ersetz-
ten durch „Der Halter, der einen Wagen auf Grund eines Vertrages nach Artikel 1 
zur Verfügung stellt“. 

Darüber hinaus schlägt die GEB vor, Buchstabe b) mit folgendem Wortlaut zu strei-
chen: 

b) gegebenenfalls die Bezeichnung des Eisenbahnverkehrsunternehmens, in des-
sen Wagenpark der Wagen eingegliedert ist; 

– In Bezug auf Artikel 7 unterstützt die GEB den von der Slowakei bei der letzten 
Sitzung eingereichten Vorschlag.  

– In Artikel 9 § 3 ist der erste Absatz sehr zutreffend, der zweite jedoch nicht exakt, 
da die ECM im Vertrag nicht bezeichnet ist. Nach EU- und OTIF-Recht ist die ECM 
im Fahrzeugregister (NVR innerhalb der EU) registriert. Dies ist wichtig, denn es hat 
scheinbar bereits mehrere schlechte Erfahrungen mit unehrlichen Haltern gegeben, 
die ECM angegeben haben, mit denen sie keinen Vertrag geschlossen hatten.  
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Die GEB schlägt daher folgenden Wortlaut vor: 

Vom Sekretariat vorgeschlagener Wortlaut Von der GEB vorgeschlagener Wortlaut 

§ 3 Im Anwendungsbereich der Einheitli-
chen Rechtsvorschriften ATMF, gilt 
die für die Instandhaltung zuständige 
Stelle (ECM) als Person, derer sich 
der Halter für die Instandhaltung des 
Fahrzeugs bedient. 

Der Halter ist verpflichtet, im Rahmen des 
Vertrages gemäß Artikel 1 eine ECM zu 
bestimmen und hat sicherzustellen, dass der 
Informationsaustausch zwischen der ECM und 
dem Eisenbahnverkehrsunternehmen den Be-
stimmungen der ATMF entspricht. 

 

§ 3 Im Anwendungsbereich der Einheit-
lichen Rechtsvorschriften ATMF, 
gilt die für die Instandhaltung zu-
ständige Stelle (ECM) als Stelle, de-
rer sich der Halter für die Instandhal-
tung des Fahrzeugs bedient. 

Der Halter ist verpflichtet, im Rahmen des 
Vertrages gemäß Artikel 1 alle ECM zu 
bestimmen, die den in seiner Obhut 
befindlichen Wagen zugeteilt sind, und hat 
sicherzustellen, dass der Informationsaus-
tausch zwischen der ECM und dem Eisen-
bahnverkehrsunternehmen den Bestimmun-
gen der ATMF entspricht. 

Der Halter des Wagens ist verpflichtet: 

eine ECM zu bestimmen und in der in Arti-
kel 13 ATMF gelisteten Datenbank zu regist-
rieren; 

darauf zu achten, dass der Informationsaus-
tausch zwischen ECM und Eisenbahnver-
kehrsunternehmen den Bestimmungen der 
ATFM entspricht; 

sicherzustellen, dass die einem Wagen zuge-
teilte ECM gemäß den Bestimmungen der 
ATMF-Anlage „Zertifizierung und Prüfung 
der für die Instandhaltung zuständigen Stellen 
(ECM)“ zertifiziert ist und bleibt.  

 

Kommentare des Sekretariates der OTIF 

Betreffend Artikel 2 Buchst. c) kann sich das Sekretariat dem Vorschlag anschließen, möchte 
jedoch homogene Begriffsbestimmungen zwischen ATMF und CUV beibehalten. 

Betreffend Artikel 3 vertritt das Sekretariat die Ansicht, dass es in der Tat gut wäre, aus der 
Ambiguität der Formulierung „Wer einen Wagen auf Grund eines Vertrages nach Artikel 1 
zur Verfügung stellt“ herauszukommen. Es muss klar aus dem Text hervor gehen, dass der 
Halter gemeint ist. Im Gegensatz dazu scheint die Streichung von Buchstabe b) unbegründet. 

Betreffend Artikel 7 bleibt das Sekretariat genau wie bei den anderen Vorschlägen zu diesem 
Thema skeptisch. 
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Der Änderungsvorschlag des Generalsekretärs der OTIF zu Artikel 9 § 3 beinhaltet zwei 
Absätze mit ganz unterschiedlichem Inhalt. Der eine nimmt Bezug auf eine ECM als Person, 
auf deren Dienste der Halter für die Instandhaltung des Wagens zurückgreift, der andere 
verpflichtet den Halter dazu, eine ECM im Vertrag zu benennen und sicherzustellen, dass der 
Informationsaustausch zwischen ECM und Beförderer den Bestimmungen der ATMF 
entspricht. 

Das Sekretariat unterstützt den Änderungsvorschlag der GEB betreffend den zweiten Absatz 
nicht: Denn es ist buchstäblich im Vertrag, wo die Tatsache, dass dem Wagen eine ECM zu-
geteilt ist, festgehalten wird. Die Eintragung im Register ist nur die Folge dessen und stellt 
keinesfalls einen Beweis für die tatsächliche Zuteilung der ECM dar. Die GEB kommt im 
Übrigen auch zu diesem Schluss, wenn sie schreibt: „denn es hat scheinbar bereits mehrere 
schlechte Erfahrungen mit unehrlichen Haltern gegeben, die ECM angegeben haben, mit de-
nen sie keinen Vertrag geschlossen hatten.“ 

2. Position der UIP 

Zu dem vom Sekretariat für Artikel 2 Buchst. c) vorgeschlagenen Text: 

„Halter“ die Person oder Stelle, die als Eigentümerin oder sonst Verfügungsberechtigte das 
Fahrzeug als Beförderungsmittel wirtschaftlich nutzt 

Kommentare: Die UIP begrüßt die (teilweise) Angleichung der Begriffsbestimmung des 
„Halters“ an den jüngeren Wortlaut in Artikel 2 Buchst. n) ATMF, der auch dem in den 
Richtlinien der EU über Interoperabilität und Sicherheit und dem im Allgemeiner Vertrag für 
die Verwendung von Güterwagen (AVV) verwendeten Wortlaut entspricht. 

Zu dem vom Sekretariat für Artikel 2 Buchst. e) vorgeschlagenen Text: 

„für die Instandhaltung zuständige Stelle“ (ECM) die für die Instandhaltung eines Wagens 
zuständige Stelle gemäß Artikel 2 der Einheitlichen Rechtsvorschriften ATMF 

Kommentare: Man müsste sich fragen, ob es kohärent ist, in den CUV eine 
Begriffsbestimmung der ECM zu geben, die nichts anderes als ein Verweis auf die 
Begriffsbestimmung in den ATMF ist, insbesondere aufgrund der Tatsache, dass die 
Anwendungsbereiche der CUV und der ATMF nicht identisch sind. Diese 
Begriffsbestimmung hätte für die Staaten, die die CUV anwenden, die ATMF jedoch nicht 
(Frankreich, Norwegen, Slowakei, Spanien Tschechische Republik und Vereinigtes 
Königreich), keinerlei Sinn. 

Wenn man die Erwähnung der ECM in den CUV für notwendig hält, sollte der Begriff 
„ECM“ genereller bestimmt werden, um so gleichzeitig das auf den ATMF basierende 
ECM-Konzept und das ECM-Konzept des EU-Rechts zu integrieren. 

Zu dem vom Sekretariat für Artikel 9 § 3 Abs. 1 vorgeschlagenen Text: 

Im Anwendungsbereich der Einheitlichen Rechtsvorschriften ATMF, gilt die für die Instand-
haltung zuständige Stelle (ECM) als Person, derer sich der Halter für die Instandhaltung des 
Fahrzeugs bedient. 
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Kommentare: D i e  UIP stimmt der grundsätzlichen Interpretation zu, wonach die ECM im 
Anwendungsbereich des Artikels 9 CUV als Erfüllungsgehilfin des Halters zu betrachten ist. 
Der vorgeschlagene Text beinhaltet eine mit Artikel 7.2 des AVV vergleichbare Auslegungs-
regel: „Für Zwecke dieses Vertrages und gegenüber den übrigen Vertragsparteien wird der 
Halter eines Wagens als die für die Instandhaltung des Wagens zuständige Stelle angesehen 
und hat deren Verantwortlichkeiten.“ 

Folglich unterstützt die UIP die bei der 1.Tagung der Arbeitsgruppe vom 17. Oktober 2013 
vorgeschlagene ähnliche Änderung: „Die vom Halter bestimmte für die Instandhaltung 
zuständige Stelle gilt als Person, derer sich der Halter für die Instandhaltung des Fahrzeugs 
bedient.“ 

Der neue Wortlaut des vorgeschlagenen Textes beschränkt jedoch die Anwendung der Be-
stimmung auf den Anwendungsbereich der ATMF. Für die UIP stellt sich daher die Frage, ob 
eine nicht auf den ATMF sondern einem identischen Konzept des EU-Rechts basierende 
ECM als Erfüllungsgehilfin des Halters angesehen werden sollte, und wenn nicht, warum? 

Ziel einer Auslegungsregel sollte die Klärung von derartigen Fragen sein. Eine 
Auslegungsregel in den CUV, die beschränkt ist auf die gleichzeitige Anwendung der ATMF, 
trägt nicht nur nichts zur Klärung bei, sondern kann sogar noch Verwirrung stiften. 

Zu dem vom Sekretariat für Artikel 9 § 3 Abs. 2 vorgeschlagenen Text: 

Der Halter ist verpflichtet, im Rahmen des Vertrages gemäß Artikel 1 eine ECM zu bestim-
men und hat sicherzustellen, dass der Informationsaustausch zwischen der ECM und dem 
Eisenbahnverkehrsunternehmen den Bestimmungen der ATMF entspricht. 

Kommentare der UIP: In zahlreichen Fällen ist die im ersten Teil des Satzes geschaffene 
Pflicht des Halters, in jedem Verwendungsvertrag eine ECM zu bezeichnen, schlicht 
unmöglich. 

Aufgrund der Tatsache, dass die Wagen Grenzen überqueren und oft zwischen verschiedenen 
Eisenbahnverkehrsunternehmen (EVU) ausgetauscht werden, können sie innerhalb ein und 
derselben Beförderungskette verschiedenen aufeinanderfolgenden Verwendungsverträgen 
unterliegen. Ob nun im Anwendungsbereich des AVV oder der CUV kommen diese 
individuellen Verwendungsverträge i.d.R. durch die einfache Aufnahme des Wagens in einen 
Zug zustande. Oft werden diese Verwendungsverträge weder ausgehandelt, noch in einem 
separaten Dokument festgehalten. Der Halter kann daher mitunter gar nicht wissen, welches 
EVU seinen Wagen verwendet, so dass er auch nicht die Möglichkeit hat, einen bestimmten 
Inhalt in den Verwendungsvertrag aufzunehmen. 

Neben diesem praktischen Hindernis sollte man sich auch nach dem Zweck einer Identifizie-
rung der ECM des Wagens in jedem Verwendungsvertrag gemäß CUV fragen. 

Gemäß ATMF und EU-Recht muss für jeden Wagen eine ECM bestimmt und eingetragen 
sein, bevor ein Verwendungsvertrag geschlossen werden kann. Der Verwendungsvertrag 
würde daher nur den Inhalt eines öffentlichen Registers wiederholen: Die ECM muss bereits 
„bestimmt“ sein. 

Die im zweiten Teil des Satzes erwähnte Pficht des Halters, sicherzustellen, dass der 
Informationsaustausch zwischen ECM und Eisenbahnverkehrsunternehmen den Vorschriften 
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der ATMF entspricht, ist nichts weiter als ein simpler Verweis auf die bereits anderswo 
festgehaltenen Pflichten des Halters. Auch hier ist dieser Verweis wieder auf die ATMF 
beschränkt. 

Wenn auf eine Pflicht des öffentlichen Rechts außerhalb der CUV verwiesen werden soll, 
befürwortet die UIP einen generelleren Verweis ohne expliziten Bezug auf die ATMF oder 
sonstige Fundstellen von Pflichten des öffentlichen Rechts für die Wagenhalter oder EVU. 
Aus systemischer Sicht behandeln die CUV ausschließlich zivilrechtliche Pflichten der 
Vertragsparteien. Pflichten des öffentlichen Rechts sollten in die CUV nicht integriert werden 
und nach Ansicht der UIP ist auch kein Verweis darauf nötig. 

Kommentare des Sekretariates der OTIF 

Der Änderungsantrag zu Artikel 9 § 3 des Sekretariates der OTIF wird von der UIP in Bezug 
auf den ersten Absatz unterstützt. In Bezug auf den zweiten Absatz wird ein Verweis auf die 
ATMF vor dem Hintergrund deren Nichtanwendung durch einige Staaten hinterfragt. Dessen 
ungeachtet sind die Bedenken der UIP womöglich bald gegenstandslos, da die  
EU-Mitgliedstaaten ihre Vorbehalte gegen die ER ATMF zurücknehmen.  

Alternativ könnte ein expliziter Verweis auf die ATMF aber auch ersetzt werden durch eine 
erläuternde Bemerkung zur Klarstellung, dass diese Bestimmung sowohl für die Staaten, die 
die ATMF ratifiziert haben gelten, wie für diejenigen, die dies nicht getan haben. 

Die UIP hält ein Vorgehen nach Artikel 9 § 3 Abs. 2 für schwierig und bringt an, dass sich in 
der Praxis die Bezeichnung der ECM aufgrund der Beförderungskette kompliziert gestalte, da 
Verträge einfach durch die Zustimmung zur Beförderung durch den Beförderer zustande 
kämen, und der Halter in der Mehrzahl der Fälle nicht wisse, welches 
Beförderungsunternehmen seinen Wagen verwende und daher nicht die Möglichkeit habe, 
dem Verwendungsvertrag auf Wunsch etwas hinzuzufügen.  

Dieses Argument ist aus Sicht des Sekretariates unbegründet, zumal die Tatsache, dass der 
Wagen zwischen verschiedenen Akteuren ausgetauscht werden kann, bereits im AVV vorge-
sehen ist, wo die Angabe ausführlicher Informationen dazu verlangt wird. In Artikel 7.2 AVV 
heißt es dazu: „Der Halter hat den verwendenden EVU auf Verlangen den Nachweis zu 
erbringen, dass die Instandhaltung seiner Wagen den geltenden Regelwerken entspricht.“  

Die Bezeichnung der ECM im Vertrag scheint daher weder unangemessen, noch in 
übertriebenem Maße nachteilig, zumal dieser Verweis indirekt und erweiterbar sein kann 
(z.B. durch Verweis auf ein Register, wo der Halter für die Korrektheit der angegebenen 
Daten verantwortlich ist). Im Übrigen können die Haftungsbedingungen des Halters nur im 
Rahmen eines Vertrages klar bestimmt werden. 

Gleiches gilt für den Informationsaustausch zwischen EVU und ECM, in der ECM-
Verordnung und der entsprechenden ETV wird die vertragliche Lösung bevorzugt, in der 
ECM-Verordnung heißt es dazu in Artikel 5 § 3 „Im Anschluss an vertragliche 
Vereinbarungen kann ein Eisenbahnunternehmen für betriebliche Zwecke Informationen über 
die Instandhaltung eines Güterwagens anfordern. Die für die Instandhaltung des Güterwagens 
zuständige Stelle beantwortet solche Anfragen entweder unmittelbar oder über andere 
Vertragsparteien.“ 
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Es besteht daher kein Anlass, in dem Vorschlag des Sekretariates eine Vermischung aus 
Bestimmungen des öffentlichen Rechts mit solchen des Privatrechts zu sehen. Ganz im 
Gegenteil, letztere lassen sich direkt aus dem Auftrag der CUV ableiten, welche eine, 
hauptsächlich aus Zusatzvorschriften bestehende Modellregelung bilden. Es handelt sich 
dabei also um ein Instrument des öffentlichen Rechts zur Regelung privatrechtlicher Verträge 
zwecks Harmonisierung der Anwendung des Rechts und Schaffung einer tatsächlichen 
Rechtssicherheit für die Nutzer. 

Ein von der UIP vorgebrachtes Argument scheint jedoch schlüssig. Es ist für den Halter in der 
Tat mitunter schwierig sicherzustellen, dass der Informationsaustausch zwischen Eisenbahn-
verkehrsunternehmen und ECM den ATMF entspricht. Hier sei daran erinnert, dass der Ver-
trag diesen Informationsaustausch vorzusehen hat. 

3.  Position der IVA  

Mit Befriedigung stellen wir fest, dass der vorliegende Entwurf den Beratungen der Arbeits-
gruppe vom 17.10.2013 entspricht und eine gute Basis für die weitere Erörterung darstellt. 

Das Hauptanliegen, die für die Instandhaltung zuständigen Stelle (ECM) in den ER CUV 
rechtlich korrekt zu erfassen, erscheint erfüllt. Ebenso befriedigt die EU- und 
ATMF-konforme Legaldefinition des Halters.  

Ein grundlegendes Problem sehen wir bei der Regelung des Informationsaustausches, da die 
vorgeschlagene Lösung den Rechtscharakter der ER CUV verändern würde. Im Gegensatz zu 
den ER ATMF, die öffentliches Recht darstellen, sind die ER CUV internationales Zivilrecht, 
regeln also die vertragliche Beziehung zwischen Rechtspersonen (Eisenbahnunternehmen und 
Halter) auf gleicher Ebene. Die ER ATMF dagegen weisen hoheitlichen Charakter auf, sind 
für alle Rechtsunterworfenen kraft Gesetz verbindlich und gelten unabhängig von der 
Existenz und Ausgestaltung vertragsrechtlicher Beziehungen. Dieser grundlegende 
Unterschied zwischen ER CUV einerseits und ER ATMF andererseits ist weiterhin zu 
respektieren und zu pflegen, ansonsten die COTIF Gefahr läuft, ihre klare Struktur und 
Rechtslogik aufzugeben. 

In Bezug auf die Legaldefinition "Halter" (Art. 2 lit. c CUV) ist die IVA der Ansicht, dass 
der vorgeschlagene Wortlaut in allen drei Sprachen demjenigen der ER ATMF entspricht 
(unter Weglassung des Satzteils betreffend Fahrzeugregister). 

Im Französischen heisst es allerdings statt „comme moyen de transport“ „en tant que moyen 
de transport“. Ist dies ein Versehen oder gewollt?  

Grössere Schwierigkeiten bereitet folgende, schon in den ER ATMF enthaltene  Divergenz : 
Die Verfügungsberechtigung wird im Französischen mit „droit de l'utiliser" und im 
Englischen mit „right to use it" wiedergegeben. Diese Übersetzung ist zu schwach und zu 
eng. Ein einfaches Nutzungsrecht steht dem verwendenden Eisenbahnunternehmen zu und 
bildet just Gegenstand des Verwendungsvertrag gemäss Art. 1 ER CUV; keinesfalls kann und 
darf ein blosses Nutzungsrecht den Berechtigten schon zum Halter machen. 

Die Übersetzung „droit de disposition" und „right to dispose of it" der geltenden ER CUV 
erscheint von daher zutreffender und korrekt. Für die englische Fassung und diesbezüglichen 
Vorbehalten ist darauf hinzuweisen, dass in der Rechtssprache „to dispose of it" auch 
„disponieren, umsetzen, veräussern , verfügen" bedeuten kann. 
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Überdies übersetzt Art. 18 CIM „Verfügungsrecht über das Gut" ebenfalls mit „Right to 
dispose of the goods". 

Selbstverständlich sind diese terminologischen Fragen mit Blick und in Rücksicht auf die EU-
Terminologie zu bearbeiten. Dort wird Verfügungsberechtigung im Französischen richtiger-
weise mit „droit de disposition" übersetzt, während es im Englischen „right to use it" heisst. 

Da mit der Haltereigenschaft grosse haftungsrechtliche Konsequenzen verbunden sind und im 
Hinblick auf Art. 45 § 1 COTIF, wonach bei sprachlichen Differenzen allein der französische 
Wortlaut massgeblich ist, kommt einer einwandfreien und kohärenten COTIF-Terminologie 
erhebliche Bedeutung zu. 

Betreffend die Legaldefinition "ECM" (Art. 2 lit. d) CUV) empfiehlt es sich aus unserer 
Sicht, die Legaldefinition in Art. 2 lit. h) ATMF wortwörtlich zu übernehmen, also nicht „[...] 
die für die Instandhaltung eines Wagens zuständige Stelle [...]", sondern "[...] die Stelle, deren 
Aufgabe die Instandhaltung eines Wagens ist [...]". 

Betreffend die Erfüllungsgehilfenschaft der ECM (Art. 9 § 3 Abs. 1 CUV) halten wir wie 
eingangs erwähnt, die rechtliche Erfassung der ECM als Erfüllungsgehilfin des Halters für 
sachlich richtig und korrekt. 

Allerdings erscheint die Einengung dieser Rechtskonstruktion auf ATMF-Länder weder 
zwingend noch sinnvoll. Bei Ereignissen in Ländern, in denen nur die ER CUV, nicht jedoch 
die ER ATMF zur Anwendung gelangen (zurzeit Frankreich, Monaco, Norwegen, Slowakei, 
Spanien, Tschechien und Vereinigtes Königreich) könnte dies zu grossen 
Rechtsunsicherheiten führen, steht doch nicht überall von vorneherein fest, ob die 
betreffenden Landesrechte die ECM als Dritten oder als Erfüllungsgehilfin qualifizieren. Für 
die Haftung des Halters bzw. für seine Entlastung ist diese Frage aber von entscheidender 
Bedeutung. 

Rein orthographisch: kein Komma nach „[...] Einheitlichen Rechtsvorschriften ATMF [...]". 

Betreffend den Informationsaustausch (Art. 9 § 3 Abs. 2 CUV) erscheint uns, wie bereits 
dargelegt, diese Bestimmung insofern verfehlt, als sie den Rechtscharakter der ER CUV 
verändert und ihren guten Ruf als einwandfreie Gesetzgebung in Frage stellt. 

Die Verpflichtung des Halters, eine ECM zu bestimmen und den Informationsaustausch zwi-
schen der ECM und dem Eisenbahnunternehmen sicherzustellen, ist öffentlich-rechtlicher 
Natur und gehört ins einschlägige EU- und ATMF-Recht. Entsprechende Sicherheits- und 
Ordnungsvorschriften bilden keinen Grund, Gestaltungsvorschriften für vertragsrechtliche 
Beziehungen zu erlassen. Dies macht kein anderer Verkehrssektor, und auch der Eisenbahn-
sektor sollte sich davor hüten. 

Die Begründung, Art. 15 § 2 ATMF sei unzureichend formuliert, darf nicht zu Eingriffen am 
falschen Objekt führen. Allenfalls erforderliche Präzisierungen oder Ergänzungen zum 
Informationsaustausch zwischen ECM und Eisenbahnunternehmen wären deshalb im  
EU- und/oder ATMF-Recht vorzunehmen. VAP/Cargorail/AIEP/IVA sind übrigens der 
Meinung, dass die (äquivalenten) Bestimmungen in Art. 5.2 der EU-Verordnung 445/2011 
bzw. ATMF-Anlage A durchaus klar und umfassend sind, stipulieren sie doch explizit den 
Informationsaustausch zwischen allen am lnstandhaltungsprozess Beteiligten und muss die 
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das Zertifikat beantragende ECM auf Basis der Bewertungskriterien des Anhangs III 
entsprechende Prozesse nachweisen können. 

Ins Auge fassen könnte man eventuell die Möglichkeit, die ER CUV - analog zu Art. 2 CIM - 
zu ergänzen und eine Bestimmung einzufügen (z.B. zwischen Art. 2 und 3), die ganz generell 
auf öffentliches Recht verweist und solches (deklaratorisch) vorbehält. Dieser Stossrichtung 
stünden VAP/Cargorail/AIEP/IVA grundsätzlich positiv gegenüber. 

Kommentare des Sekretariates der OTIF 

Die IVA stimmt dem Vorschlag des Sekretariates der OTIF betreffend den Wortlaut des 
Artikels 2 der ER CUV prinzipiell zu. Das Sekretariat wird selbstverständlich alles 
daransetzen, die Sprachfassungen der ER CUV dahingehend anzugleichen. Diese Aufgabe 
sollte man aber zu gegebener Zeit dem Redaktionsausschuss überlassen. 

Die IVA hat recht damit, die ECM als Erfüllungsgehilfin des Halters zu betrachten. 

Betreffend Artikel 9 teilen UIP und IVA dieselben Bedenken, die Position des Sekretariates 
bleibt somit auch dieselbe. 
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